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Feststellungsbescheid über die Einordnung einer Verpackung als systembeteiligungspflichtig 
nach § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG (Allgemeinverfügung) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf Grundlage von § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 des Gesetzes über das Inverkehrbringen, die 
Rücknahme und die hochwertige Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz – VerpackG) 
erlässt die Stiftung Zentrale Stelle Verpackungsregister („Zentrale Stelle“) im Wege der 
Allgemeinverfügung folgenden Bescheid: 

Die Flasche aus Metall (Höhe 24 cm; Durchmesser 5,2 cm) mit Kunststoffverschluss und dem 
Schriftzug „Valvoline TM“ zur Befüllung mit 300 ml Kraftstoffadditiv für Benzinmotoren in der 
Gestaltung gemäß den in der Anlage beigefügten Abbildungen ist eine 
systembeteiligungspflichtige Verpackung im Sinne des § 3 Absatz 8 VerpackG. 

Gründe 

Die Valvoline (Deutschland) GmbH („Antragstellerin“) hat am 23. Mai 2019 anwaltlich vertreten eine 
Entscheidung über die Einordnung von diversen Verpackungen wie Spraydosen, Kanistern und 
Fläschchen ihres Sortimentes (u.a. Bremsflüssigkeiten, Rostschutzmittel und Aerosole) als 
systembeteiligungspflichtige Verpackungen nach § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG 
beantragt. 

Die Antragstellerin ist ein Hersteller bzw. Vertreiber von Schmierstoffen aller Art, Schmierfetten, 
Beschichtungen und Fahrzeugwartungsprodukten, insbesondere solche mit dem Warenzeichen 
Valvoline1. 

Die Antragstellerin hält die von ihr in Verkehr gebrachten Verpackungen für nicht 
systembeteiligungspflichtig. In Ihrem Antrag brachte sie diesbezüglich vor, dass die Verpackungen im 
Vertriebsweg in Deutschland nur an gewerbliche Kunden und nicht an private Endverbraucher 
verkauft würden. Zudem würden die Verpackungen schadstoffhaltige Füllgüter enthalten. 

Die Antragstellerin trug zudem weiter vor, sie verfüge für Verpackungen schadstoffhaltiger Füllgüter 
bis zu 65 Litern ein eigenes Rücknahmesystem. Für größere Industrieverpackungen arbeite sie mit 
einem Hamburger Unternehmen zusammen, das die Verpackungsabfälle auf Abruf abholen würde. 

 
1 Siehe HRB 16910 beim Amtsgerichts Bochum, abgerufen am 2. Januar 2024. 
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Dem Antrag waren eine Produktliste mit Informationen zu über 50 Produkten und ihren 
Verpackungen, mehrere Sicherheitsdatenblätter sowie diverse Abbildungen beigefügt. 

Mit Nachricht vom 1. August 2019 hat die Zentrale Stelle die Antragstellerin aufgefordert, den Antrag 
zu spezifizieren. 

Mit Schreiben vom 20. Oktober 2020 hat die Antragstellerin die am 30. September 2020 vom neuen 
Bevollmächtigten der Antragstellerin angekündigte Konkretisierung des Antrags vorgenommen. Es 
wurden insgesamt sechs Verpackungen ausgewählt. Zu jeder dieser Verpackungen hat die 
Antragstellerin Informationen wie Maße, Material, Bilder sowie Sicherheitsdatenblätter übermittelt.  

Hinsichtlich des Kraftstoffadditivs für Benzinmotoren (Produktnummer 882680) hat die Antragstellerin 
mitgeteilt, dass es folgende Gefahrstoffklassifizierung nach der Gefahrstoffverordnung besitzt: H225, 
H226, H302, H304, H314, H315, H318, H319, H332, H336, H373, H400, H410, H412, EUH066. 
Zudem hat sie die chemische Zusammensetzung (Kohlenwasserstoffe, C9-C10, n-Alkane, Isoalkane, 
Cyclene, <2% Aromaten; Propan-2-ol.) angegeben. 

Gegenstand der Beurteilung in diesem Bescheid war die im Antrag beschriebene und auf den 
Abbildungen in der Anlage gezeigte Flasche aus Metall (Höhe 24 cm; Durchmesser 5,2 cm) mit 
Kunststoffverschluss und dem Schriftzug „Valvoline TM“ zur Befüllung mit 300 ml Kraftstoffadditiv für 
Benzinmotoren („Prüfgegenstand“). 

Die Entscheidung über die fünf weiteren Prüfgegenstände erfolgt jeweils mit gesondertem Bescheid. 

 

Der Prüfgegenstand ist eine systembeteiligungspflichtige Verpackung im Sinne des 
§ 3 Absatz 8 VerpackG. Er ist eine mit Ware befüllte Verkaufsverpackung, die nach Gebrauch auch 
typischerweise als Abfall beim privaten Endverbraucher anfällt.  

Im Einzelnen: 

Der Antrag ist zulässig. 

Die Antragstellerin hat ein berechtigtes Interesse an einer Entscheidung über das Bestehen einer 
Systembeteiligungspflicht, da sie den Prüfgegenstand im Geltungsbereich des Verpackungsgesetzes 
gewerbsmäßig an Dritte abgibt. 

Der Prüfgegenstand war noch nicht Gegenstand eines Antrags auf Einordnung als 
systembeteiligungspflichtige Verpackung nach § 26 Absatz 1 Satz 2 Nummer 23 VerpackG. 

1. Verpackung von Ware 

Der Prüfgegenstand ist eine Verpackung im Sinne des § 3 Absatz 1 VerpackG. 

Verpackungen sind gemäß § 3 Absatz 1 VerpackG aus beliebigen Materialien hergestellte 
Erzeugnisse zur Aufnahme, zum Schutz, zur Handhabung, zur Lieferung oder zur Darbietung von 
Waren, die vom Rohstoff bis zum Verarbeitungserzeugnis reichen können und vom Hersteller an den 
Vertreiber oder Endverbraucher weitergegeben werden. 

Der Prüfgegenstand erfüllt Verpackungsfunktionen im Sinne des § 3 Absatz 1 VerpackG bezogen auf 
die 300 ml des als „PETROL SYSTEM PROTECTOR“ bzw. „Kraftstoffschutzsystem“ bezeichneten 
Kraftstoffadditivs für die Wartung von Benzinmotoren („(300 ml) Kraftstoffadditiv“) als Ware. Er dient 
dessen Aufnahme und Schutz als Ware. 
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2. Verkaufsverpackung 

Der Prüfgegenstand ist eine Verkaufsverpackung gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 VerpackG. 

Verkaufsverpackungen sind gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Halbsatz 1 VerpackG 
Verpackungen, die typischerweise dem Endverbraucher als Verkaufseinheit aus Ware und 
Verpackung angeboten werden. 

Endverbraucher ist gemäß § 3 Absatz 10 VerpackG derjenige, der die Ware in der an ihn gelieferten 
Form nicht mehr gewerbsmäßig in Verkehr bringt, sie also gebraucht, verbraucht oder verarbeitet. 

Die Prüfgegenstand bildet zusammen mit den 300 ml Kraftstoffadditiv eine Verkaufseinheit aus 
Verpackung (Flasche aus Metall mit Kunststoffverschluss) und Ware (300 ml Kraftstoffadditiv), die 
dem Endverbraucher typischerweise so angeboten wird. 

Nach dem Verpackungsgesetz ist bei der Einordnung einer Verpackung als Verkaufsverpackung – in 
Anlehnung an die entsprechende Definition in Artikel 3 Nummer 1 Buchstabe a der EU-
Verpackungsrichtlinie (Richtlinie 94/62/EG in der Fassung der Änderungen durch die Richtlinien 
2004/12/EG und (EU) 2015/720) – eine abstrakte Zuordnung nach der „typischen“ Verwendung 
vorgesehen (Bundestags-Drucksache 18/11274, Seite 81). 

Die Zentrale Stelle hat auf Grundlage einer Gesamtmarktuntersuchung der 
GVM Gesellschaft für Verpackungsmarktforschung mbH mit Sitz in Mainz zum typischen Anfall einer 
Verpackung eine Verwaltungsvorschrift in Form eines Katalogs systembeteiligungspflichtiger 
Verpackungen („Katalog“) einschließlich eines Leitfadens erlassen (Stand Juli 2023) und auf ihrer 
Internetseite veröffentlicht. Katalog und Leitfaden zieht sie bundeseinheitlich als Grundlage für ihre 
Einordnungsentscheidungen heran. 

Auf Additive wie das Kraftstoffadditiv ist das Produktblatt 13-020-0110 in der Produktgruppe KFZ 
(Produktgruppennummer 13-020) anzuwenden. Das Produktblatt 13-020-0110 erfasst laut der 
Produktbeschreibung „Zusätze für Kraftstoffe und Schmierstoffe“. „Additive für Treibstoffe“ sind unter 
„Produkt im Detail“ ausdrücklich genannt. 

Gemäß dem Produktblatt 13-020-0110 fallen Verkaufs- und Umverpackungen von Additiven bis zu 
einer Füllgröße von einschließlich 1,5 Litern typischerweise in Privathaushalten und vergleichbaren 
Anfallstellen im Sinne von § 3 Absatz 11 VerpackG an.  

Flaschen aus Metall mit einem Inhalt von bis einschließlich 1,5 Litern Additiv sind im Katalog 
ausdrücklich als systembeteiligungspflichtige Verkaufsverpackungen genannt. 

Die im Produktblatt 13-020-0110 genannten Anfallstellen veräußern Additive nicht lediglich weiter, 
sondern mischen sie bestimmungsgemäß beispielsweise einem Kraftstoff wie Benzin bei.  

Das Ergebnis der Gesamtmarktbetrachtung bezüglich der typischen Anfallstellen von Verpackungen 
von Additiven lässt damit den Rückschluss zu, dass Verpackungen wie der befüllte Prüfgegenstand 
dem Endverbraucher auch typischerweise angeboten werden. 

Soweit im Einzelfall rein tatsächlich eine abweichende Praxis vom abstrakt zu bestimmenden Angebot 
bzw. Inverkehrbringen erfolgt und z.B. vom konkreten Hersteller nur an Zwischenhändler geliefert 
wird, die Additive wie beispielweise Kraftstoffadditive gewerbsmäßig anbieten bzw. weiterverkaufen, 
ist dies für die Einordnungsentscheidung unerheblich. Maßgeblich ist die oben dargestellte 
Betrachtung, ob die zu beurteilende Verkaufseinheit aus Verpackung (Flasche aus Metall mit 
Kunststoffverschluss) und Ware (300 ml Additiv) typischerweise – im Rahmen einer 
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Gesamtmarktbetrachtung – am Ende der Lieferkette denjenigen Abnehmern angeboten wird, die 
diese nicht mehr in der an sie gelieferten Form gewerbsmäßig in Verkehr bringen. 

3. Typischer Anfall als Abfall beim privaten Endverbraucher 

Eine Systembeteiligungspflicht von Verkaufsverpackungen besteht nur dann, wenn diese im Sinne 
des § 3 Absatz 8 VerpackG nach Gebrauch auch typischerweise beim privaten Endverbraucher als 
Abfall anfallen. 

Private Endverbraucher sind gemäß § 3 Absatz 11 Satz 1 VerpackG private Haushaltungen und die 
diesen nach der Art der dort typischerweise anfallenden Verpackungsabfälle vergleichbaren 
Anfallstellen. Vergleichbare Anfallstellen sind gemäß § 3 Absatz 11 Satz 3 VerpackG insbesondere 
Handwerksbetriebe, deren Verpackungsabfälle mittels haushaltsüblicher Sammelgefäße sowohl für 
Papier, Pappe und Karton als auch für Kunststoff-, Metall- und Verbundverpackungen, jedoch 
maximal mit einem 1 100-Liter-Umleerbehälter je Sammelgruppe, im haushaltsüblichen 
Abfuhrrhythmus entsorgt werden können. 

Der Prüfgegenstand fällt nach Gebrauch auch typischerweise als Abfall beim privaten 
Endverbraucher an. 

Gemäß dem Produktblatt 13-020-0110 in der Produktgruppe KFZ (Produktgruppennummer 13-020) 
sind Verkaufsverpackungen und Umverpackungen von Additiven bis zu einer Füllgröße von 
einschließlich 1,5 Litern systembeteiligungspflichtig, weil sie typischerweise in Privathaushalten und 
vergleichbaren Anfallstellen im Sinne von § 3 Absatz 11 VerpackG anfallen. 

Im Rahmen der durchgeführten und dem Katalog zugrunde liegenden Gesamtmarktbetrachtung für 
jeweils gleichartige Verpackungen wurde für Verkaufsverpackungen von Additiven wie beispielsweise 
Kraftstoffadditiven in der Ausprägung/Form, dem Material sowie mit der Füllgröße des 
Prüfgegenstands ein überwiegender Anfall beim privaten Endverbraucher festgestellt. Entsprechend 
sind alle mit Additiven wie beispielsweise Kraftstoffadditiven befüllten Verkaufsverpackungen wie 
beispielweise Flaschen aus Metall mit einer Füllgröße bis einschließlich 1,5 Litern unabhängig von 
ihren konkreten Abmessungen oder ihrer individuellen Gestaltung systembeteiligungspflichtig. Erst 
oberhalb einer Füllgröße von 1,5 Litern sind sie nicht systembeteiligungspflichtig. 

Kommt man wie vorliegend zu dem Ergebnis, dass bestimmte Verpackungen mehrheitlich bei 
privaten Endverbrauchern anfallen werden, so sind diese Verpackungen vollumfänglich 
systembeteiligungspflichtig, auch wenn einzelne Verpackungen später tatsächlich bei anderen als 
privaten Endverbrauchern als Abfall anfallen sollten. Eine Aufspaltung von identischen Verpackungen 
in eine systembeteiligungspflichtige und gewerbliche Menge ist nicht zulässig (Bundestags-
Drucksache 18/11274, Seite 83 f.). Entscheidend für die Bestimmung des typischen Anfalls ist das 
Ergebnis der Betrachtung des Gesamtmarktes.  

Diese, vom Gesetzgeber vorgesehene typisierende Gesamtmarktbetrachtung ist erforderlich, um eine 
einheitliche, gleichförmige Gesetzesanwendung zu erreichen, die die Gleichbehandlung der 
Hersteller im Geltungsbereich des Verpackungsgesetzes sicherstellt.  

Auf das Vorbringen der Antragstellerin, sie liefere nur an gewerbliche Kunden, kommt es nach alledem 
nicht an. 

Auch der Vortrag der Antragstellerin, für die Rücknahme und Entsorgung bestünden eigene 
Strukturen, führt zu keiner anderen Einschätzung. Die (tatsächliche oder geplante) Entsorgung über 
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ein eigenes Rücknahmesystem oder Drittanbieter2 ist nach den gesetzlichen Vorschriften für die 
Einordnung einer Verpackung als systembeteiligungspflichtig nicht entscheidend. 

Nach dem Wortlaut des § 3 Absatz 8 VerpackG kommt es darauf an, ob die Verpackung nach 
Gebrauch typischerweise beim privaten Endverbraucher (Privathaushalte und vergleichbare 
Anfallstellen) als Abfall anfällt.  

Die Entsorgung einer Verpackung und deren Anfall als Abfall sind nach dem gesetzgeberischen 
Willen nicht gleichzusetzen. Der Begriff „Entsorgung“ wird sowohl im Verpackungsgesetz als auch in 
dem Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) an anderer Stelle 
beziehungsweise in anderem Zusammenhang verwendet. Die Entsorgung einer Verpackung ist damit 
von deren Anfall als Abfall zu unterscheiden und ihm nach dem Gesetzeszusammenhang regelmäßig 
nachgelagert. Die Entsorgung bzw. der Entsorgungsweg kann damit für die Beurteilung der 
Systembeteiligungspflicht nicht herangezogen werden.  

Im Übrigen sieht das Verpackungsgesetz für die Übernahme der Produktverantwortung für 
Verpackungen im Sinne des § 3 Absatz 8 VerpackG die Systembeteiligung nach 
§ 7 Absatz 1 VerpackG vor. Alternative (Entsorgungs-)Lösungen mit dem Ziel, die Systembeteiligung 
zu vermeiden, stehen als solche im Widerspruch zum Willen des Gesetzgebers, da sie die Stabilität 
des dualen Erfassungsystems gefährden.  

4. Keine Ausnahme wegen Schadstoffhaltigkeit des Füllguts 

Gemäß § 12 Absatz 2 Nummer 3 VerpackG gelten die Vorschriften des Abschnitts 1 mit Ausnahme 
von § 9 VerpackG und damit insbesondere die Systembeteiligungspflicht gemäß 
§ 7 Absatz 1 Satz 1 VerpackG nicht für Verkaufsverpackungen schadstoffhaltiger Füllgüter. 

Der Prüfgegenstand ist keine Verkaufsverpackung schadstoffhaltiger Füllgüter im Sinne 
§ 3 Absatz 7 VerpackG in Verbindung mit Anlage 2 zu § 3 Absatz 7 VerpackG und damit nicht gemäß 
§ 12 Absatz 2 Nummer 3 VerpackG von der Systembeteiligungspflicht nach § 7 VerpackG 
ausgenommen. 

Schadstoffhaltige Füllgüter sind in Anlage 2 zu § 3 Absatz 7 VerpackG näher bestimmt. Die Liste der 
Stoffe und Gemische in den Nummern 1 bis 4 ist abschließend3. 

Das Kraftstoffadditiv unterfällt ausweislich des vorgelegten Sicherheitsdatenblatts und der Angaben 
der Antragstellerin, insbesondere zur Gefahrstoffklassifizierung nach der Gefahrstoffverordnung 
(GefStoffV), keiner der Nummern 1 bis 4 der Anlage 2 zu § 3 Absatz 7 VerpackG. Die im 
Sicherheitsdatenblatt bzw. im Antrag genannten H-Sätze begründen für sich keine 
Schadstoffhaltigkeit im Sinne des Verpackungsgesetzes. Die in Anlage 2 zu § 3 Absatz 7 VerpackG. 
festgelegten Voraussetzungen liegen – die Richtigkeit der von der Antragstellerin vorgenommenen 
Kennzeichnung vorausgesetzt – jeweils nicht vor: 

Das Kraftstoffadditiv unterliegt nicht dem Selbstbedienungsverbot des § 8 Absatz 4 der 
Chemikalienverbotsverordnung (ChemVerbotsV). Das Kraftstoffadditiv ist keines der in Anlage 2 zu 
§§ 5 bis 11 ChemVerbotsV genannten Stoffe und Gemische, für die bei einem Vertrieb im 
Einzelhandel die Anforderungen des § 8 Absatz 4 VerpackG gelten würden. 

 
2 So legt es der Hinweis auf dem Prüfgegenstand nahe („Inhalt/Behälter einer bekannten Abfallentsorgungsanlage 

zuführen.“). 
3 Vgl. Gesetzesbegründung, Bundestags-Drucksache 18/11274, Seite 136. 
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Das Kraftstoffadditiv ist nicht entsprechend Eintrag 1 der Anlage 2 zu §§ 5 bis 11 ChemVerbotsV nach 
der Verordnung (EG) Nummer 1272/2009 mit dem Gefahrenpiktogramm GHS06 (Totenkopf mit 
gekreuzten Knochen) gekennzeichnet. Es ist auch nicht mit einem der Gefahrenhinweise H340, H350, 
H350i, H360, H360F, H360D, H360FD, H360Fd, H360Df, H370 oder H372 versehen. 

Es ist auch nicht entsprechend dem Eintrag 2 nach der Verordnung (EG) Nummer 1272/2009 mit dem 
Gefahrenpiktogramm GHS03 (Flamme über einem Kreis) und auch nicht mit dem 
Gefahrenpiktogramm GHS02 (Flamme) und einem der Gefahrenhinweise H224, H241 oder H242 
gekennzeichnet. 

Das Kraftstoffadditiv ist zudem ein Kraftstoffzusatz und damit kein Pflanzenschutzmittel im Sinne der 
Nummer 2 der Anlage 2 zu § 3 Absatz 7 VerpackG. 

Das Kraftstoffadditiv ist auch kein in einer Druckgaspackung in Verkehr gebrachtes Gemisch mit einer 
Kennzeichnungspflicht mit dem H-Satz 334 im Sinne der Nummer 3 der Anlage 2 zu 
§ 3 Absatz 7 VerpackG. Die Vorschrift bezieht sich faktisch auf sog. PU-Schaumdosen 
(„Bauschaumkartuschen“), die aufgrund ihrer Besonderheiten aus der Systembeteiligungspflicht 
ausgenommen werden sollen4. 

Zuletzt erfüllt das Kraftstoffadditiv die Voraussetzungen der Nummer 4 der Anlage 2 zu 
§ 3 Absatz 7 VerpackG nicht. Diese Vorschrift soll Verpackungen von Ölen, flüssigen Brennstoffen 
sowie bestimmten ölbürtigen Produkten wie z.B. Bremsflüssigkeiten und Frostschutzmitteln von der 
Systembeteiligungspflicht ausschließen, die aufgrund von Restanhaftungen ein unzumutbares 
Umwelt- und Gesundheitsrisiko darstellen würden.5 Sie verweist insoweit ausdrücklich auf die 
Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung – AVV) und 
bestimmte, dort genannte Abfallschlüssel. 

Das Kraftstoffadditiv ist ausweislich der von der Antragstellerin beigebrachten Informationen kein 
Bearbeitungsöl (Abfallschlüssel 12 01 06, 12 01 07 bzw. 12 01 10), keine Bremsflüssigkeit 
(Abfallschlüssel 16 01 13) und auch kein Frostschutzmittel (Abfallschlüssel 16 01 14). 

Es unterfällt auch nicht Kapitel 13 der AVV, das „Ölabfälle und Abfälle aus flüssigen Brennstoffen 
(außer Speiseöle und Ölabfälle, die unter Kapitel 05, 12 oder 19 fallen)“ behandelt. 

Das Kraftstoffadditiv ist zwar dazu bestimmt, mit Benzin als einem Kraftstoff auf Erdölbasis vermischt 
zu werden. Im Rahmen der Anwendung der Nummer 4 der Anlage 2 zu § 3 Absatz 7 VerpackG ist 
jedoch allein der Zustand vor der Vermischung mit dem Benzin entscheidend, da es in der Vorschrift 
um das Gefährdungspotential des Prüfgegenstands als Verpackung des Kraftstoffadditivs geht. 

 

Für diesen Bescheid entstehen keine Kosten. 

Dieser Verwaltungsakt wurde mit Hilfe einer Datenverarbeitungsanlage gefertigt und ist ohne 
Unterschrift gültig. 

Die Zentrale Stelle veröffentlicht Einordnungsentscheidungen ohne persönliche Daten auf ihrer 
Internetseite. 

 
4 Vgl. Bartholmes in: Schmehl/Klement, GK-KrWG, 2. Auflage 2019, § 3 VerpackG, Rn 25 sowie Flanderka in: 

Flanderka/Stroetmann/Hartwig, Verpackungsgesetz, 5. Auflage 2020, § 3, Ziffer II.7, Seite 95. 
5 Vgl. Gesetzesbegründung, Bundestags-Drucksache 18/11274, Seite 136. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der Stiftung 
Zentrale Stelle Verpackungsregister, Osnabrück, erhoben werden. Die Frist wird auch durch 
Einlegung des Widerspruchs bei der Widerspruchsbehörde (Umweltbundesamt, Dessau-Roßlau) 
gewahrt. 

Stiftung Zentrale Stelle 
Verpackungsregister 
 
gez. 
Gunda Rachut 
Vorstand 
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Anlage 
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